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Auch in diesem Jahr wieder 
Dezember -Solidaritätsmonat 
für die politisch Verfolgten 


Auch in diesem Jahr wird die RHD den Monat Dezember 
wieder nutzen, um verstärkt Spenden zur Unterstützung 
der politisch Verfolgten zu sammeln. Die Vorbereitungen 


MITTEILUNGEN DER ROTEN HILFE DEUTSCHLANDS 


dazu sollten jetzt schon in allen Ortsgruppen beginnen. 


Diese Kampagne ist für die 
RHD und ihre Fähigkeit, allen 
politisch Verfolgten zu helfen, 
von entscheidender Bedeu- 
tung. Erstmals seit Jahren ist 
der Zentralvorstand nicht mehr 
dazu in der Lage, Unterstüt- 
zungsausgaben aus den vor- 
handenen Rücklagen zu bezah- 
len, denn diese sind jetzt voll- 
ständig aufgezehrt. Alle Unter- 
stützungsanträge, die jetzt ge- 
stellt werden, müssen jeweils 
aus den laufenden Beitrags- 
und Spendeneinnahmen ge- 
deckt werden, was natürlich bei 
großen Summen nicht immer 
möglich ist. 

Der Finanzbericht 1979 
zeigt, für welche Zwecke die 
RHD die Beitrags- und Spen- 
dengelder benötigte und ver- 
wandte. (Es wurden ausgege- 
ben — in 1000 — für: Poli- 
tische Entlassungen/Berufsver- 
bote 19,6DM, für Pressepro- 
zesse 32,4DM, für Prozesse ge- 
gen Antifaschisten 15,6DM, für 
Routhier-Folgeprozesse 


10,7DM, für Demonstrations- 
prozesse 43,4DM und für Haft- 
hilfe 1,9DM). Diese Aufstellung 
wird auch für dieses Jahr etwa 
ihre Gültigkeit bewahren. 

Aber hauptsächlich brau- 
chen wir zur Zeit Spenden für 
verfolgte Strauß-Gegner und 
zur Unterstützung von An- 
dreas Müller-Wille. Ihm konn- 
ten bislang rund 3500 DM über- 
geben werden; für verfolgte 
Strauß-Gegner wurden in der 
Zeit ab seiner Nominierung zum 
Kanzierkandidaten Anträge auf 
Unterstützung in Höhe von 
15000DM gestellt. Und alle, 
die den Wahlkampf genauer 
verfolgt haben, wissen, daß 
gegen eine große Anzahl von 
Strauß-Gegnern Ermittlungs- 
verfahren, Strafanträge und 
Anklagen laufen. Der Zentral- 
vorstand ruft daher alle Orts- 
gruppen, alle Mitglieder und 
Freunde der RHD auf, sich an 
der Spendenkampagne für poli- 
tisch Verfolgte im Monat De- 
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Skandalurteil gegen 


Antifaschistin 


Wir berichteten in der letzten RHZ über den bevorstehenden 
Prozeß gegen Roswitha Wolf, Mitglied des Präsidiums der 
VVN. Sie war angeklagt, weil sie die Wattenscheider NPD- 
Zentrale als „braunes Haus” und „Nazihochburg” bezeich- 


net hatte. 

Inzwischen hat das Schöffen- 
gericht Bochum sein Urteil ge- 
sprochen: schuldig. Roswitha 
Wolf wird verurteilt wegen Be- 
leidigung und übler Nachrede 
gegen die NPD. Das Gericht 
entschied, daß es keine Gefahr 
des Neonazismus gäbe, daß es 
keine Beweise dafür gäbe, daß 
sich die Zeugen (NPDiler) als 
Nazis betätigt hätten. Daher 
seien diese Vokabeln eine Belei- 
digung der NPD bzw. der be- 
treffenden NPDier. Ebenfalls 


] 


sei es eine Verleumdung, daß 
sich die Bevölkerung durch die 
Neonazis bedroht fühle. 

Dazu Roswitha Wolf: „Mei- 
ne Verteidigung ist dadurch er- 
schwert, daß Bürger hier aus 
dem Ruhrgebiet, die mir Infor- 
mationen haben zukommen 
lassen, nicht bereit sind, als 
Zeugen aufzutreten. Sie haben 
Angst. Sie glauben nicht, daß 
sie, wenn sie aussagen, wirk- 
sam geschützt werden.“ So 
Soweit sind wir schon wieder. 


„Es wird noch Tote geben” 
Das verkündete Dregger nach dem ersten Strauß-Auftritt im 
Ruhrgebiet. Unser Bild zeigt das Mahnmal für Olaf Ritz- 
mann am Hamburger S-Bahnhof Sternschanze. Der 16jähri- 
ge wurde von einem S-Bahn-Zug erfaßt, als er in angstvoller 
Flucht vor einem Polizeieinsatz nach einer Anti-Strauß-De- 
monstration auf die Gleise gesprungen war. 


Terroristen, 
die man nicht sehen will 


Am Freitag abend, 26.9.80, kurz nach zehn Uhr, explo- 
dierte eine Bombe auf dem Münchner Oktoberfest. 
Zwölf Menschen finden den Tod, z.T. bis zur Unkennt- 
lichkeit zerrissen. Drei Kinder sind darunter. 144 weitere 
Menschen werden teils schwer verletzt. Ein Terroran- 
schlag gegen unschuldige Menschen. Ein Verbrechen, 
das Entsetzen und Abscheu hervorruft 

Irgendwie bleibt es gespenstisch ruhig nach diesem 
Terroranschlag. Keine bundesweite Großfahndung. 
Keine stundenlangen Fernsehberichte und -kommentare. 

Warum? Weil diesmal „nur“ einfache Menschen die 
Opfer waren, kein Politiker, kein Industrieller, dem der 
Anschlag gait? Ebenso, wie es in Hamburg, Lörrach usw. 
„nur“ Ausländer waren, die ermordet oder verletzt 
wurden? 

Oder ist der Grund in dem Täterkreis zu suchen, der 
hinter diesen Terroranschlägen steckt? Von der Münch- 
ner Wiesn führt die Spur zur Wehrsportgruppe Hoffmann, 
einer militanten bewaffneten Nazibande. Hoffmann 
selbst wird festgenommen, fünf seiner Komplizen eben- 
so. Doch am nächsten Tag sind sie wieder auf freiem 
Fuß. Will man sie schonen, weil sie vielleicht noch ganz 
nützlich sein können? Tandler, seines Zeichens Innenmi- 
nister von Bayern, wollte diese Faschistenbande nicht 
verbieten. 

Diese Saat der Duldung und Begünstigung faschisti- 
scher Organisationen ist jetzt grausam aufgegangen. Un- 
schuldige Menschen, Kinder, mußten sterben, weil Poli- 
zei, Justiz, Regierung in NPD, Wehrsportgruppen und 
ähnlichen Faschistenbanden angeblich keine Gefahr 
sehen können. 

Für uns Antifaschisten ist dieser Terrorakt eine drin- 
gende Mahnung: Schließen wir uns zusammen, ohne 
Rücksicht auf politische oder weltanschauliche Diffe- 
renzen, — ahe es wieder einmal zu spät ist. 
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Aktuelle Aufgaben 


Die Verfolgung von Strauß-Gegnern — eine Interview 
mit dem Geschäftsführer der VOLKSFRONT, Ulrich Leicht 


Die Unterstützung verfolg- 
ter Strauß-Gegner hat die 
RHD schon lange als eine 
wichtige Aufgabe bei der 
Organisierung der Solidari- 
tät für politisch Verfolgte er- 
kannt. Wie wichtig diese 
Aufgabe ist, zeigte sich in 
den letzten Wochen erneut, 
als die Verfolgung von 
Strauß-Gegnern im Rahmen 
des Wahlkampfes einen 
neuen Höhepunkt erreichte. 
Aus diesem Anlaß führte die 
Rote Hilfe ein Interview mit 
dem Geschäftsführer der 
Volksfront, Ulrich Leicht. 


Rote Hilfe: Zehntausende von 
Stelltafein mit dem Wahlplakat 
der Volksfront, das Strauß als 
einen Stier darstellt, sind von 
der Polizei in Bayern, in Nieder- 
sachsen und in vielen anderen 
Städten ohne irgendeine An- 
kündigung abgeräumt worden 
und schließlich wurde das Pla- 
kat durch einen Amtsgerichts- 
beschluß aus Dortmund für die 
gesamte BRD verboten. Wel- 
che gesetzliche Handhabe be- 
stand dafür? 

U. Leicht: Wie inzwischen 
wohlbekannt, ist der Beschluß 
des Dortmunder Amtsgerichtes 
drei Wochen später durch das 
Dortmunder Landgericht wie- 
der aufgehoben worden, weil 
Strauß keinen Strafantrag er- 
hoben hatte. Einen Tag später 
lag dieser Antrag allerdings vor, 
nachdem unsere Mitglieder an- 
gefangen hatten, das Stier-Pla- 
kat wieder zu kleben. Bis zum 
Eintreffen des Straußschen 
Strafantrages war die ge- 
samte Aktion, das Abräu- 
men Zigtausender von Stell- 
schildern ungesetzlich! Der 
Landgerichtsbeschluß stelit 
ausdrücklich fest, daß eine Be- 
schlagnahme der Stelltafeln 
nicht erforderlich war, da zu 
Beweiszwecken die dem Ge- 
richt vorliegenden Farbfotos 
ausreichten. Der Landgerichts- 
beschluß ist damit eine Ohr- 
feige für alle Staatsanwälte und 
voreiligen Polizisten, die Macht 
demonstriert hatten, aber nicht 
Gesetz. 


Aber was erreicht werden 
sollte, war erst einmal erreicht: 
Unsere Plakate waren weg von 


der Straße. Die Menschen, die 
wir damit erreichen wollten, 
konnten sie nicht sehen. Das 
gilt übrigens nicht nur für das 
Stierplakat, sondern für andere 
Plakate der. Vo/ksfront, die 
ebenfalls beschlagnahmt wur- 
den. Wir sind übrigens der Mei- 
nung, daß keines der Plakate 
einen Straftatbestand erfüllt. 
Rote Hilfe: Nun gibt es ja ge- 
setzliche Bestimmungen, die 
auch das Vorgehen der Polizei 
bei solchen Beschlagnahmeak- 
tionen regeln. Beim Stierplakat 
wurden diese Bestimmungen ja 
offensichtlich nicht eingehal- 
ten.. 


U. Leicht: ... was hiermit an- 
gesprochen ist, gehört mit zum 
Erschreckendsten an der ge- 
samten Beschlagnahmeaktion. 
Nehmen wir das Beispiel 
Achern, Hier wurden gleich alle 
Plakate verboten. Der Be- 
schlagnahmebeschluß bezog 
sich aber ausschließlich auf das 
Stadtgebiet von Achern. Er 
„Sickerte” aber in weite Teile 
Badens „durch“. Und zwar lief 
das offensichtlich so: Der Be- 
schluß ging über Fernschreiber 
an Staatsanwaltschaften und 
Polizeidienststellen im ganzen 
Land. Und nun gab es eine 
ganze Reihe sehr eifriger Polizi- 
sten, die den Beschluß auch — 
ohne irgendeine Rechtsgrund- 
lage — gleich in anderen Städ- 
ten, wo die Plakate auftauch- 
ten, anwandten. Das lief in 
Südbaden so, das lief aber 
auch in anderen Bereichen der 
BRD in der gleichen Weise. Als 
beispielsweise das „Nie wieder 
Faschismus”-Plakat in Schles- 
wig-Holstein verboten wurde, 
da fühlte sich mancher Staats- 
anwalt durch das entsprechen- 
de Fernschreiben veranlaßt, 
ebenfalls einen Gerichtsbe- 
schluß gegen das Plakat in sei- 
ner Stadt zu erwirken. Oder 
Polizeibeamte riefen beim Orts- 
oder Kreisvorstand der Volks- 
front an und empfahlen, doch 
die Schilder zu überkleben, ein 
Gerichtsbeschluß würde späte- 
stens am nächsten Morgen vor- 
liegen. Und dann würde die Poli- 
zei abräumen. Mit den juristi- 
schen Finessen nicht vertraut, 
organisierte dann mancher 
Kreisvorstand eine Überklebe- 


Ba a 


Ulrich Leicht 


aktion — ein gerichtlicher Be- 
schluß aber erfolgte nie. Ohne 
Gerichtsbeschluß, der juristisch 
eventuell gar nicht haltbar ist, 
gelang es so, unser Wahlwer- 
bung empfindlich zu beein- 
trächtigen. 

Rote Hilfe. Welche Kosten 
kommen wohl durch diese Ver- 
folgungsmaßnahmen auf die 
Mitglieder und Freunde der 
Volksfront zu, die durch die Be- 
schlagnahmung von Stellschil- 
dern und die damit verbun- 
denen Kosten nicht berücksich- 
tigt? 

U. Leicht: Wir sehen einer 
ganzen Flut von Prozessen ent- 
gegen. Allein wegen des Stier- 
plakates gibt es ja nicht nur in 
Dortmund, sondern in sechs 
weiteren Städten gerichtliche 
Beschlüsse und damit dem- 
nachst ebensoviele Prozesse 
nur gegen mich. Ermittlungs- 
verfahren laufen außerdem 
gegen zahllose Aufsteller von 
Stelltafeln, ebenso gegen Mit- 
glieder und Freunde der Volks- 
front, die überhaupt nichts mit 
dem Aufstellen zu tun hatten, 
etwa gegen Direktkandidaten, 
Vorstandsmitglieder oder ge- 
gen diejenigen, die das Aufstel- 
len der Stellschilder beantrag- 
ten. Ca. 15 Anwälte, über die 
ganze BRD verteilt, mußten wir 
bislang einschalten, um gegen 
die Beschlagnahmungen, Haus- 
durchsuchungen und auch 
gegen falsche Pressedarstellun- 
gen vorzugehen. In diesem Zu- 
sammenhang möchte ich be- 
sonders betonen, wie sehr wir 
die Tätigkeit der Roten Hilfe 
Deutschlands begrüßen, vor al- 
lem ihre Aufrufe und Aktivitä- 
ten zur Unterstützung verfolg- 
ter Strauß-Gegner, die sich ja 
jetzt als besonders wichtig her- 
ausgestellt haben. Für mich 
selbst wie sicherlich auch für 
unsere Mitglieder und Freunde, 
auf die jetzt Prozesse zukom- 
men, ist es eine große Ermuti- 
gung, eine Solidaritätsorgani- 
sation wie die RHD hinter uns 
zu wissen. 


Hilfsmittel 
für 
die Arbeit 


we 
Worum Aote Mine? | an ar suite) 


Warum die RHD nötig ist, welches 
ihre Aufgaben sind und wie man 
mitmachen und sie unterstützen 
kann. Kostenlos. 


Fur Andrnas Muller- Wille har 
lack 


Spendenaufruf 


Die Darstellung des Falles An- 
dreas Müller-Wille mit allen not- 
wendigen Informationen. Kosten- 
los. 


Die Verloigung von Strauß-Gegnem 


FIRRSTEHEFE anna 


un 


Auf den neusten Stand gebrachte 
Darstellung aller Fälle, mit denen 
versucht wird, den Widerstand 
gegen Strauß zu unterdrücken. 
Wird gegen 2,— DM Kostenbei- 
trag (in Briefmarken) abgegeben. 


Leitfoden 
| für die Arbeit der 
Roten Hilfe Deutschlands 


,: ROTE HILFE 


WENDEUTSCHLANDSTIZ 


Wie packen wir die Arbeit an? Die 
Zusammenfassung der Erfahrun- 
gen aus fünfjähriger Arbeit der 
RHD. Für Ortsvorstände und Kas- 
sierer unentbehrlich. Kostenlos. 
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Duisburg: Unterstützung 
der Opfer der Grauen Wölfe 


Die Aussage zweier „Grauen 
Wölfe” reichte für Duisburger 
Polizeibeamte aus, um ein Mit- 
glied der Duisburger „Demo- 
kratischen Arbeiter — und Stu- 
dentenvereine” für zwei Mona- 
te in Untersuchungshaft zu 
bringen. Sie hatten behauptet, 
Iiker Kog hätte ihnen mit einem 
Stein die Scheibe ihres Autos 
eingeworfen. Schon der erste 
Verhandlungtag am 16.9 
brachte soviel Ungereimtes zu 
Tage, daß Ilker Kog, der noch 
zuvor in Handschellen ın den 
Gerichtssaal gebracht worden 
war, sofort aus der Untersu- 
chungshaft entlassen wurde. 
Der Prozeß wurde am 29.9., 
also nach Redaktionsschluß, 
fortgeführt. 

Die Duisburger Ortsgruppe 
berichtet, auf welche Weise der 
Arbeiter- und Studentenverein 
sich bemühte, die Freilassung 
seines Mitglieds zu erreichen. 
Bei dieser Arbeit wurde der Ver- 
ein tatkräftig von Mitgliedern 
der Roten Hilfe unterstützt. Alle 
Duisburger Zeitungen sowie al- 


le Einzelgewerkschaften wur- | 


den aufgesucht und über den 
Fall informiert. Man verbreitete 
eine Protestresolution und führ- 
te eine Pressekonferenz durch, 
zu der ca. 80 Personen kamen. 
Auch eine Demonstration wur- 
de vorbereitet, doch die Polizei 
verbot sie. Damit Iiker Kog sei- 
nen Arbeitsplatz nicht verliert, 


wurde auch der Betrieb aufge- | 


sucht, in dem er gearbeitet hat- 


RHD überweist A. Müller- 
Wille 3 545,02 DM 


Dei Zentralvorstand zog in diesen Ta- 
gen eine erste Zwischenbilanz für das 
Solidaritätskonto Andreas Müller-Wil- 
le. Zusammen mit 400 Mark von der 
Ortsgruppe Hamburg und 43 Mark 
aus Kassel, die seit der letzten Veröf- 
fentlichung ankamen, sind inzwischen 
3545,02 Mark auf diesem Konto ein- 
gegangen und wurden nun als ein 
erster Unterstützungsbeitrag der RHD 
an Andreas Müller-Wille überreicht. 
Sicher fehlen an der benötigten Sum- 
me noch eine ganze Menge, aber auf- 
grund unser bisherigen Erfahrungen 
sind wir sicher, daß die RHD auch in 
diesem Fall wirksame Solidarität lei- 
sten kann. Allen Spendern sei hiermit 
auch im Namen von Andreas Müller- 


Aus der Arbeit der 
Roten Hilfe 


Wie es weiterging..- 


te. Zur Organisierung der Soli- 
darität für den Prozeß bildete 
sich eine Nachbarschaftsinitia- 
tive, die sich in einem persönli- 
chen Brief an die Duisburger 


Bevölkerung wandte. Der 
Schriftsteller Jürgen Roth, der 
einen Film über die „Grauen 
Wölfe“ plant, wandte sich an 
die Initiative. Ein Nachbar und 
Arbeitskollege von I!ker Koc 
sprach auf einer Betriebsver- 
sammlung über dessen Fall. 
Auch der „Anachronistische 
Zug”, der am 4. Oktober durch 
Duisburg kommt, wird seinen 
Fall aufgreifen. Seibstverständ- 


klagten auch finanzielle Unter- 
stützung zugesagt. 


Hamburg: 
Vielfältige Aktivitäten 


Anfang September erhielten 
wir einen längeren Bericht über 
die Aktivitäten der Hamburger 
Ortsgruppe, den wir hier aus- 
zugsweise abdrucken wollen: 
Zur Unterstützung von Ina 
Reese, die wegen Beleidigung 
von Strauß zu 800 Mark Geld- 
strafe verurteilt worden war, ! 
haben wir eine Spendendose | 
an ihrem Arbeitsplatz aufstellen 
können. Wir haben weiter wäh- 
rend der großen Anti-Strauß- 
Demonstration eine Spenden- | 
sammlung durchgeführt. Aus- 
gerüstet mit Flugblättern, Um- 
hängeschildern und Spenden- 
dosen kamen wir auf 110,36 
Mark. Außerdem konnten wir 
auf der Antikriegstagsveran- 
staltung der KPD selbstgebak- 


Wille herzlich gedankt. Alle unsere 
Mitglieder und Ortsvorstände möch- 
ten wir aufrufen, durch Beteiligung an 
Flohmärkten, durch Stände und 
andere geeignete Mittel dafür zu sor- 
gen, daß der Rest der benötigten 
Summe auch noch zusammenkommt. 


Paul Pittam wieder 


zu Hause! 


Nach zwei Monaten Haft wurde Paul 
Pittam am 17. Oktober aus dem Ge- 
fängnis in Recklinghausen entlassen 
und nach England abgeschoben. Die 
vorzeitige Entlassung ist durch die Be- 
mühungen der RHD und vieler seiner 
Freunde schließlich erreicht worden. 
Die Gefängnisstrafe für den Antifa- 
schisten ist damit jetzt erledigt. Wei- 
tere Bemühungen seiner Freunde und 


1 
lich hat die RHD dem Ange- 
| 


kenen Kuchen verkaufen, für 
den wir nochmal 143,30 Mark 
— auch für Ina Reese bestimmt 
_ usammenbekamen. Zur 
Unterstützung von Andreas 
Müller-Wille verkauften wir auf 
einem großen Hamburger Floh- 
markt von Mitgliedern gespen- 
deten Trödel, Bücher, Kleidung 
etc. ind kamen auf das stolze 
Ergebnis von 400 Mark. Zur In- 
Den der Käufer erstellten 
wir ein Flugblatt, aus dem er- 
sichtlich wurde,. für wen das 
Geld| verwendet wird. Nach 
dem Tod von Olaf Ritzmann 
bildete sich in Hamburg ein Er- 
mittiungsausschuß, um die ge- 
naueh Todesumstände zu klä- 
ren. (Dieser Ausschuß hat in- 
zwisdhen Strafanzeige wegen 
des Verdachts auf fahrlässige 
Tötuhg gegen die Polizei ge- 
stellt). Da wir aus zeitlichen 
Gründen uns an dieser Arbeit 
nicht beteiligen können, schick- 
ten wir dem Ausschuß eine So- 
lidaritätserklärung und überwie- 
sen \zur Unterstützung seiner 
Arbeit 100 Mark. 


Bielefeld: Unterstützung 
für Andreas Müller-Wille 


Ihr alljährliches und schon tra- | 


ditioneiles Kotten-Fest, zudem 
weit| über 100 Mitglieder und 
Freunde der RHD ge Ähnlich 
zusammenkommen, richtete 
die a Ortsgruppe die- 
ses Mal auf die Unterstützung 
von Andreas Müller-Wille aus. 
Und| es ist ihr gelungen, anläß- 
lich dieses Festes 338 Mark zu 
seiner Unterstützung zusam- 
menlzubekommen. Und was lief 
alles auf dem Fest — neben der 
Wanderung durch den Teuto- 
burger Wald zu dem Kotten? 
Wir lentnehmen der Einladung: 
Kaffee und Kuchen, Puppen- 
tanz, Volkstanz, Bericht von 
Andreas, Film über Andreas, 
Spiele für Groß und Klein. 


seines Anwaltes werden jetzt darum 
gehen, ihm eine legale Möglichkeit zu 
Besuchen bei seinem Sohn zu ver- 
schaffen. Leider gab es trotz entspre- 
cherlder Zusage für seine deutschen 
Freunde keine Gelegenheit, sich per- 
sönlich von Payi Pittam auf dem Flug- 
hafen zu verabschieden. Es gelang 
aber noch, ihm Blumen und einen 
kurzen Gruß ins Flugzeug reichen zu 
lassen. In einem Brief hat er sich dafür 
bereits herzlich bedankt 


Hoesch-Betriebsräte 
wieder eingestellt! 


Die beiden Betriebsräte der Revolutio- 
nären Gewerkschafts-Opposition bei 
Hoesch in Dortmund, Norbert Bömer 
und Hartmut Siemon, sind nun end- 
gültig wieder im Betrieb. Das Landes- 
arbeitsgericht in Hamm war der An- 
sicht, daß Hoesch seine Vorwürfe — 
es ging vor allem um den Bruch der 
Schweigepflicht als Betriebsrat — 
nicht beweisen konnte. 


Kurz 
berichtet 


Warnung vor den Nazis — 
800DM Strafe 


Die Staatsanwaltschaft Bam- 
berg hat gegen den dortigen 
DGB-Kreisvorsitzenden Hans 
Josef Haarkötter ein Zwangs- 
geld von 800 Mark verhängt. 
Haarkötter hatte aufgrund ihm 
vorliegender Informationen vor 
einer im Bamberger Raum wir- 
kenden „Hitler-Jugend 
Bamberg-Gaustadt” gewarnt 
und die Behörden zum Ein- 
schreiten aufgefordert. Er wei- 
gerte sich jedoch, den Namen 
des Informänten zu nennen, 
dem er Verschwiegenheit zuge- 
sichert hatte daher das 
Zwangsgeld. Haarkötter wird 
nun von den Neonazis telefo- 
nisch mit dem Tod bedroht — 
während die Polizei mitteilt, 
derartige neonazistische Um- 
triebe gäbe es nicht... 


Weser-Ems: Herbstfest 


Zu ihrem traditionellen Boßeln 
lädt die Ortsgruppe Weser-Ems 
ihre Mitglieder ein. Los geht's 
am 15.November, nachmit- 
tags. 


Wegen Justiz-Kritik 
Verfahren gegen 
63 Anwälte 


63 Anwälte Berlins kritisierten 
öffentlich, daß im Prozeß ge- 
gen Fritz Teufel eine Freiheits- 
strafe von zehn Jahren mit der 
Begründung beantragt wurde, 
Teufel habe nicht für jeden Tat- 
vorwurf ein Alibi. Schließlich 
müsse ja noch der fundamenta- 
le Rechtsgrundsatz gelten, daß 
man als Angeklagter nicht seine 
Unschuld zu beweisen hat, 
sondern daß die Anklage die 
Straftat nachweist. Die Ant- 
wort der kritisierten Justiz: Ge- 
gen alle Anwälte wurde ein 
standesrechtliches Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet, das bis 
zum Verbot der Ausübung des 
Berufs gehen kann. Am glei- 
chen Tag, als die Nachricht 
vom eingeleiteten Ermittlungs- 
verfahren bekannt wurde, be- 
zeichnete Karl Carstens auf 
dem Internationalen Juristen- 
tag in Berlin die Freiheit der An- 
waltschaft als Gradmesser da- 
für, wie es im Staat um die Frei- 
heit der Bürger bestelit sei. Da 
hat er mal recht gehabt. 
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Kempten 


Hans Jürgen W. war. presse- 
rechtlich verantwortlich für ein 
Flugblatt, in dem der Strauß 
zugeschriebene Satz zitiert 
war: „Wer mich daran hindern 
würde, an die Macht zu kom- 
men, den würde ich umbrin- 
gen”. Dieser Satz war vom 
„Spiegel“ als Strauß-Zitat an- 
gegeben worden. Strauß be- 


Über die Verwendung von 
Beitrags- und Spendengeldern) | 


streitet aber, das gesagt zu ha- 
ben. 

Wegen der Übernahme die- 
ses Zitates aus dem „Spiegel“ 
wurde Hans Jürgen W. wegen 
übler Nachrede zu 1800 Mark 
Geldstrafe verurteilt. Er hätte 
sich, so das Gericht, notfalls 
durch Nachfrage bei den Perso- 
nen, die das Zitat angeblich ge- 
hört haben wollten, vergewis- 
sern müssen, ob es tatsächlich 


gefallen ist! Die RHD übernahm 
für Hans Jürgen W., der ar- 


| beitslos auf einen Studienplatz 


wartet, die Rechtsanwaltsko- 
sten lin Höhe von 750 Mark. 


Hannover 

Ebenfalls aufgrund eines Strat- 
antrages von F.J. Strauß we- 
gen [Beleidigung mußte Karin 
P. aus Hannover, presserecht- 
lich |Verantwortliche für ein 
Flugblatt der VOLKSFRONT, 
150 |Mark an Rechtsanwalts- 
kosten bezahlen, die von der 
RHD übernommen wurde. In 
dem Flugblatt wurde Strauß als 
„Alt-Nazi” bezeichnet. 


Dezember - Solidaritätsmonat 
für die politisch Verfolgten 


Fortsetzung von Seite 1 
zember zu beteiligen. 

Und hier einige Hinweise, 
wie man die Kampagne an- 
packen kann: 

Der erste Schritt, der am 
meisten verspricht, ist das Auf- 
stellen eines Veranstaltungska- 
lenders. Da werden die Veran- 
staltungen aufgeschrieben, die 
am Ort stattfinden und wo ein 
aufgeschiossenes Publikum zu 
erwarten ist. (Da die Leute mei- 
stens nicht so viel zur Roten 
Hilfe kommen, muß die Rote 
Hilfe zu den Leuten gehen.) 

Dis Zweite ist die Überle- 
gung, wie man bei den ver- 
schiedenen Anlässen auftreten 
kann. Wer ist der Veranstalter, 
kann man ihn eventuell dazu 
bringen, daß man dort offiziell 
zu Spenden aufruft — vielleicht 
für einen konkreten Fail? Kann 
die RHD Essen- oder Getränke- 
versorgung übernehmen? Oder 
Spiele (Wurfbuden o.ä.) orga- 


nisieren? Oder einen Verkaufs- ' 


stand aufrichten? 

Drittens: Informationsmittel 
herstellen. Wandtafeln, Stell- 
schilder usw., eventuell auch 
Handzettel können einmal für 
alle entsprechenden Gelegen- 
heiten hergestellt werden. Und 


da mit Musik vieles besser geht: 
Ein Tonband mit ein paar pas- 
senden Liedern o.ä. ist schnell 
zusammengestellt. 

Viertens: Da, wo die RHD 
entsprechende Verbindüngen 
hat, kann man vielleicht ein So- 
lidaritätsfest gemeinsam mit 
anderen Gruppen veranstalten. 
Zum Beispiel dann, wenn in der 
Stadt Leute aus verschiedenen 
Organisationen oder Initiativen 
gerade Prozesse o.ä. haben. 
Der Erlös wird dann eben auf- 
geteilt. 

Fünftens wollen wir die 
Weihnachtsmärkte nicht ver- 
gessen. Die meisten Ortsgrup- 


Aktuelle Aufgaben 


Mit Schikanen gegen den 
Anachronistischen Zug 


Angesichts der immer neuen 
Schikanen der örtlichen Behör- 
den gegen den „Anachronisti- 
schen Zug” wandte sich der 
Zentralvorstand der RHD an die 
Veranstalter mit 
Schreiben: 


„Liebe Freunde, 

mit Empörung müssen wir 
erfahren, daß durch immer 
neue Schikanen Eure Darstel- 


Unsere Arbeit... 


folgendem | 


pen haben ja damit in den letz- 
ten Jahren schon Erfahrungen 
gemacht. Wo er gut lief, der 
Verkauf der selbstgebastelten 
Weihhnachtsgeschenke, da soll 
man's natürlich auch wieder 
machen. Außer Basteleien ist 
auch der Verkauf von Tee, 
Punsch oder heißen Waffeln 
und dergleichen denkbar. Man 


muß sich dabei aber nach den |! 


ordnungsamtlichen Bestim- 
mungen für den Verkauf von 
Lebensmitteln erkundigen, da- 
mit es keinen Ärger gibt. Au- 
Rerdem ist zu beachten, daß 
man|sich beim Kauf der Zutaten 
nicht verkalkuliert, sonst wird’s 
ein finanzieller Reinfall. 

Der 
rechtzeitig ein Faltblatt für die 


erfügung stellen. 


lung des Brecht-Gedichtes 
a und Democracy” be- 
hindert und in seiner Aussage 
durdh Zensurmaßnahmen stän- 
dig | mehr eingeengt wird. 
Selbst Staatsamısitschaften 
sind schon gegen Euch einge- 
schritten. Falls es wegen dieses 
Zuges zu Prozessen wegen Be- 
leidigung, Verunglimpfung der 
BRD o.ä. kommen sollte, laßt 


, es uns wissen. Wir werden uns 


dann nach Kräften bemühen, 
Euch gegen diese Angriffe zu 
verteidigen und zu unterstüt- 
zen.” 


Zentralvorstand wird | 


un allen OGs | 
zur | 


' Kontakt - 


adressen 
der 
Roten Hilfe 


Bielefeld: Monika Wydany, 
Paul-Meyerkamp-Str. 6, 4800 
Bielefeld 1; 

Bochum: Peter Puk, Moltkestr. 
11, 4630 Bochum 6; 
Bremen: Edelgard. 
Johann-Kühn-Str. 14, 
Bremen 21; 

Duisburg: Martin Tuschen, 
Altenkamp 24, 41 Duisburg 11; 
Frankfurt: Marian Riebe, Lin- 
nestr. 25, 6 Frankfurt; 
Gelsenkirchen: D. 


Hemmer, 
2800 


Kwoll, 


Voehdestr. 5, 466 Gelsenkir- 
chen-Buer; 

Hamburg: Hannelore Wes- 
kamp, Gropiusring 22, 2 Ham- 
burg 60; 

Hannover: Klaus W. Hahn, 
Dorotheenstr. 5a, Studenten- 


wohnheim, 3 Hannover 1; 
Kassel: R. Wengler, Graben Il, 
35 Kassel; 
München: Manfred Neumann, 
Pötschnerstr. 13, 8000 Mün- 
chen 19 
Nürnberg: K.H. Hoffmann, 
Flaschenhofstr. 21, 85 Nürn- 
berg; 
Recklinghausen: A. Euler, 
Ludwig-Richter-Str. 1, 435 Re- 
cklinghausen; 
Schleswig: U. Kolaczinski, 2381 
Tolkschuby; 
Weser-Ems: 
Seefelder Außendeich, 
Stadtland 3; 
West-Berlin: Hans Köbrich, 
Grüntaler Str. 30, I Berlin 65; 
Falls weitere Ortsgruppen 
hier ihre Anschrift abdrucken 
lassen wollen, sollen sie dies 
dem Zentralvorstand mitteilen. 


Gerd Coldewey, 
2883 
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